
Die USA und Israel verstär-
ken ihre militärischen Aktivi-
täten gegen Syrien. Kampf-

flugzeuge beider Länder griffen am 
Mittwoch Streitkräfte der syrischen 
Regierung oder mit diesen verbündete 
Truppen an. Während die israelische 
Regierung wie üblich jeden Kom-
mentar verweigerte, gab die offiziell 
für die Terrorismusbekämpfung im 
Nahen Osten zuständige US-Kom-
mandostelle »Combined Joint Task 
Force – Operation Inherent Resolve« 
(CJTF-OIR) eine magere Presse-
erklärung ab.

Nicht näher bezeichnete »syrische 
Pro-Regime-Kräfte« hätten am Mitt-
woch einen »nicht provozierten An-
griff« gegen das Hauptquartier der 
mit den USA verbündeten und von 
ihnen unterstützten »Syrischen De-
mokratischen Kräfte« (SDK) in Nord-
ostsyrien unternommen. In dem acht 
Kilometer östlich des Flusses Eu phrat 

gelegenen Gebiet hätten sich auch 
»Angehörige der Koalition«, vermut-
lich US-Soldaten, aufgehalten. Die 
»Koalition« habe »in einem Akt der 
Selbstverteidigung« nicht näher be-
zeichnete »Schläge gegen die angrei-
fenden Kräfte« durchgeführt, »um die 
Aggression abzuwehren«.

US-amerikanische Militärsprecher, 
die auf Anonymität bestanden, teil-
ten den Medien darüber hinaus mit, 
dass es sich um Luftschläge gegen 
bis zu 500 »Angreifer« gehandelt 
habe. Ungefähr 100 von ihnen seien 
getötet worden. US-Soldaten seien 
nicht zu Schaden gekommen, ein Mit-
glied der SDK sei verletzt worden. 
Wer die »Angreifer« waren, woll-
ten auch diese Militärsprecher nicht 
genau sagen. Nach ihren Aussagen 
habe man schon in der vorigen Wo-
che einen »langsamen Aufbau« von 
»Pro-Regierungs-Kräften« in der Ge-
gend bemerkt und die russische Seite 

warnend darauf hingewiesen. In der 
gesamten Zeit vor, während und nach 
den Luftangriffen am Mittwoch habe 
Kontakt zu den in Syrien stationierten 
russischen Kräften bestanden.

Es muss sich, wenn diese Angaben 
stimmen, um den schwersten Angriff 
auf syrische Truppen seit April 2017 
gehandelt haben. Damals hatte Do-
nald Trump von US-Kriegsschiffen 
im Mittelmeer aus 59 Marschflugkör-
per gegen den Luftwaffenstützpunkt 
Al-Schaairat im Südwesten Syriens 
starten lassen. Der Überfall war mit 
einem angeblichen Giftgaseinsatz be-
gründet worden, bei dem rund 100 Zi-
vilpersonen getötet worden seien.

Zum israelischen Luftangriff liegt 
bisher nur die offizielle syrische Dar-
stellung vor. Dieser zufolge hätten 
israelische Kampfflugzeuge in der 
Nacht zum Mittwoch vom libanesi-
schen Luftraum aus mehrere Rake-
ten auf eine nicht näher bezeichnete 

Militärstellung in einem ländlichen 
Gebiet in der Umgebung der Haupt-
stadt Damaskus gefeuert. Die syrische 
Luftabwehr habe »mehrere« Raketen 
zerstören können. Von eigenen Ver-
lusten und Schäden war in dieser Pres-
semitteilung nicht die Rede.

Die US-Regierung hat in den letzten 
Tagen mehrfach behauptet, dass die sy-
rischen Streitkräfte chemische Kampf-
stoffe gegen die bewaffnete Opposition 
und gegen die Zivilbevölkerung ein-
setzen würden. Die Pressesprecherin 
des State Department, Heather Nau-
ert, warf der syrischen Regierung am 
Montag vor, in der nordwestlichen Pro-
vinz Idlib »unschuldige Zivilisten« mit 
Chlorgas angegriffen zu haben. Das sei 
bereits die sechste gemeldete Attacke 
innerhalb von 30 Tagen gewesen. Ver-
teidigungsminister James Mattis hatte 
Syrien schon am vorigen Freitag mit 
militärischen »Reaktionen« der USA 
gedroht.

US-Bomben auf Syrien

NATO-Hauptquartier in BRD geplant

WWW.JUNGEWELT.DE

Frankreich stockt 
Militäretat deutlich auf
Paris. Frankreich will seine Ausga-
ben für das Militär in den kommen-
den sieben Jahren kontinuierlich 
erhöhen. Insgesamt sind Ausgaben 
in Höhe von 295 Milliarden Euro 
im Zeitraum von 2019 bis 2025 
vorgesehen. Das geht aus einem 
Gesetzentwurf hervor, der am 
Donnerstag dem Kabinett in Paris 
vorgelegt werden sollte. Ziel sei, 
die Militärausgaben bis zum Jahr 
2025 auf zwei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts zu erhöhen. In 
den vergangenen Jahren hatte es in 
der französischen Armee wegen 
Finanzproblemen Personalabbau 
gegeben. Erst nach den Anschlägen 
von 2015 wurde wieder mehr Geld 
in das Militär gesteckt. »Die letz-
ten Verteidigungshaushalte haben 
den Streitkräften Kraftanstrengun-
gen abverlangt. Dieses Mal ver-
langen wir Anstrengungen von der 
Nation für die Streitkräfte«, hieß 
es im Umfeld von Verteidigungs-
ministerin Florence Parly.  (AFP/jW)

Zahl der Krankenhäuser 
bundesweit rückläufig

Berlin. Die Zahl der Krankenhäuser 
ist in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten um rund 14 Prozent auf 
nur noch 1.951 Einrichtungen im 
Jahr 2016 gesunken. Im selben 
Zeitraum ging die Zahl der Kran-
kenhausbetten um rund 16 Prozent 
zurück. Das geht aus der aktuellen 
Gesundheitsberichterstattung des 
Bundes hervor. Linken-Fraktions-
vizechefin Sabine Zimmermann, 
die auf die Zahlen aufmerksam 
machte, sagte der Deutschen Pres-
seagentur am Donnerstag: »Kran-
kenhausschließungen gefährden 
die medizinische Versorgung in 
der Fläche, gerade in ländlichen 
Regionen.« Der zuständige Ge-
meinsame Bundesausschuss macht 
Vorgaben für einzelne Therapien. 
Wenn diese nicht eingehalten wer-
den, sollen Abteilungen oder ganze 
Häuser schließen. Zuständig für 
die Krankenhausplanung sind im 
wesentlichen die Länder.  (dpa/jW)

»Akt der Selbstverteidigung«: USA verstärken ihre militärischen Aktivitäten gegen Syrien
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Weltwirtschaft
BRD-Exporte 2017 auf neuem Rekord-

hoch. Die Kritik daran wird nicht 
lange auf sich warten lassen

Unsicherheit
Die Welt des »Siko«-Chefs: Am Wett-

rüsten sind laut Ischinger nicht-
westliche Staaten schuld

Abstimmung
Präsidentschaftswahl in Venezuela 

 findet am 22. April statt. Staats-
chef Maduro ist wieder Favorit

Arbeiterrechte
Der Aufstieg Chinas steht Interessen 

des US-Imperialismus entgegen. 
Ein Gespräch mit Ding Xiaoqin 3 4 7 9
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Schwerster Angriff der USA auf syrische Truppen seit fast einem Jahr.  
Zum Hintergrund bleiben die Offiziellen vage. Von Knut Mellenthin

Truppen und Material sollen schneller in Richtung Russland bewegt werden können

Im Zuge der Aufrüstung der NATO 
gegen Russland soll die Bundes-
wehr ein neues Kommandozentrum 

für schnelle Truppen- und Material-
transporte aufbauen. Nach dpa-Infor-
mationen haben sich die Bündnisstaa-
ten grundsätzlich darauf verständigt, 
ein entsprechendes Angebot von Bun-
desverteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) anzunehmen. Ande-
re Kandidaten für das Planungs- und 
Führungszentrum gibt es demnach 
nicht. Die offizielle Entscheidung soll 
bei einem NATO-Verteidigungsminis-
tertreffen in der kommenden Woche 

verkündet werden. Ein zweites neues 
Hauptquartier wird den aktuellen Pla-
nungen zufolge in den USA aufgebaut.

Um Moskau zu provozieren, wur-
den zuletzt bereits mehrere tausend 
NATO-Soldaten im Baltikum und in 
Polen stationiert, die im Ernstfall von 
einer schnellen Eingreiftruppe Ver-
stärkung bekommen sollten. Standort 
für das neue Planungs- und Führungs-
zentrum in Deutschland könnte nach 
dpa-Informationen die Region Köln-
Bonn werden. Dort haben schon heu-
te die Streitkräftebasis und das Streit-
kräfteamt der Bundeswehr ihren Sitz. 

Besonderheit des neuen Hauptquartiers 
in Deutschland soll sein, dass es nicht 
in die bestehende NATO-Kommando-
struktur integriert wird. Dies könnte es 
ermöglichen, das Personal und die Fä-
higkeiten auch für nationale Übungen 
und Einsätze außerhalb des Bündnisses 
zu nutzen. Offenbar werden mehrere 
hundert neue Dienstposten geschaffen 
werden.

Das Bundesverteidigungsministe-
rium wollte sich am Donnerstag ledig-
lich allgemein zu den laufenden Planun-
gen äußern. »Deutschland ist mit Blick 
auf seine Kompetenzen, seine Anerken-

nung im Bündnis sowie seine zentrale 
geografische Lage eine der Nationen, 
die für die Aufstellung und den Betrieb 
dieses Kommandos grundsätzlich in 
Frage kommen«, sagte ein Sprecher. 
Die Linke forderte die Bundesregierung 
auf, das Vorhaben nicht umzusetzen. 
Statt Entspannungspolitik mit Russland 
zu betreiben, setze sich Deutschland an 
die Spitze der Säbelrassler und Scharf-
macher, kritisierte der Bundestagsabge-
ordnete Alexander Neu. Das geplante 
neue Hauptquartier sei »das absolut fal-
sche Signal«.  (dpa/jW)
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Spielball
Heute vor 100 Jahren schlossen Ab-
gesandte aus Kiew und Vertreter der 
Mittelmächte den »Brotfrieden« – 
die Ukraine entstand. Der Staat 
sollte der deutschen Strategie zur 
Zerschlagung Russlands dienen.  
Von David X. NoackD
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»Wir wollen die Rechte 
unserer Arbeiter verteidigen«
Der Aufstieg Chinas steht den Interessen des US-Imperialismus 
entgegen. Ein Gespräch mit Ding Xiaoqin

China pflegt mit vielen af-
rikanischen Staaten enge 
Handelsbeziehungen. Wel-

che Strategie verfolgt Beijing auf 
dem Kontinent?

Strategie klingt ein bisschen aggressiv. 
Ich würde eher von einer chinesischen 
Politik sprechen. Es gibt eine lange 
Geschichte der freundschaftlichen Ko-
operation zwischen China und afri-
kanischen Staaten, seit der Zeit Mao 
Zedongs. Damals war China ein sehr 
armes Land. Aber um die Unterstützung 
afrikanischer Länder zu erhalten, bot 
Beijing ihnen ökonomische Hilfe an. 
Die chinesische Bevölkerung und auch 
die chinesische Führung hungerten, um 
diese Hilfe leisten zu können. Seit 2006 
treibt China den Kurs einer verantwor-
tungsvollen, machtvollen Nation voran. 
Wir brauchen ökonomische und politi-
sche Kooperation im neuen Jahrtausend. 
China übernimmt mehr und mehr Ver-
antwortung in der globalen Wirtschaft, 
auch in Afrika.

China hat einen Plan neuer globa-
ler Handelswege vorgelegt. Welche 
Rolle spielen diese für den afrikani-
schen Kontinent?

In die »One Belt – One Road«-Initiative 
sind einige afrikanische Länder einge-
bunden. Wir wollen bereits bestehende 
Strukturen nicht zerschlagen, sondern 
mit den lokalen Unternehmen kooperie-
ren. Diese benötigen auch Ressourcen 
oder Ratschläge aus China. Wenn wir 
die »One Belt – One Road«-Initiative vo-
ranbringen, versuchen wir ökonomische 
und technologische Hilfe zur Verfügung 
zu stellen und Menschen vor Ort aus-
zubilden. Wir helfen beim Aufbau von 
Industrieparks und Industriezonen, wie 
wir es auch in China sehr erfolgreich 
getan haben. Wir versuchen unsere Er-
fahrung an afrikanische Länder weiter-
zugeben.

Warum macht die chinesische Füh-
rung das? Welchen Vorteil erhofft 
sich die Volksrepublik davon?

Vorteil? Nun es gibt immer wieder Kri-
tik von westlichen Staaten an Chinas 
Absicht der Entwicklung der Bezie-
hungen mit afrikanischen Staaten. Es 
heißt dann, China ist ein 
großes Land mit großer Be-
völkerung, und wegen der 
schnell voranschreitenden 
wirtschaftlichen Entwick-
lung brauche das Land viele 
Ressourcen. China würde 
für diese Afrika ausbeuten. 
Aber meine Erfahrungen, 
die ich in Gesprächen mit 
Vertretern afrikanischer 
Länder gemacht habe, sind, 
dass wir in den politischen 
und ökonomischen Bezie-
hungen keine politischen 
Vorbedingungen stellen. 
Wir kooperieren auf Basis 
der Gleichheit; auf Augen-
höhe. Dies waren immer die 
Prinzipien der chinesischen 
Außenpolitik.

Und das ist das Gegen-
teil der US-Außenpoli-
tik?

Ja. Wenn Sie afrikanische Länder be-
suchen, finden Sie viele Hinweise auf 
den Kolonialismus der westlichen Staa-
ten. Der chinesische Einfluss macht sich 
hingegen durch neueste Technik in In-
dustrieanlagen bemerkbar. Das ist ein 
großer Unterschied. Wir stellen Technik 
und Arbeitsplätze zur Verfügung. Aber 
nicht, um die Menschen zu koloniali-
sieren.

Der Imperialismus der USA ba-
siert auf der Macht des US-Dollar. 
Wie kann China dazu beitragen, dass 
sich Staaten aus dieser Umklamme-
rung befreien können?

China ist auch ein Opfer des US-Dol-
lar. Ich denke, die Volksrepublik spielt 
die Rolle eines Stabilisierers der Welt-

wirtschaft. Wir hoffen, dass mehr und 
mehr Länder Handel in chinesischen 
Yuan tätigen. Viele Länder in Afrika 
wollen aus der US-Dollar-Hegemonie 
ausbrechen. Ein Weg ist es, den Yuan 
als Handelswährung zu akzeptieren. Der 
Yuan wurde in die Sonderziehungsrech-
te des Internationalen Währungsfonds 
aufgenommen. Wenn mehr und mehr af-
rikanische Länder den Yuan bevorzugen, 

wird sich früher oder später 
die von China vorgeschlage-
ne politische Ordnung auf 
Basis der Gleichheit durch-
setzen. Die Währung ist da-
für wahrscheinlich der wich-
tigste Faktor. Der Dollar, 
aber auch der Euro, werden 
genutzt, um die Welt ausbeu-
ten zu können.
Aber auch die chinesische 
Regierung ist darauf ange-
wiesen, sich über den Kauf 
von US-Staatsanleihen zu 
finanzieren. Ist das nicht 
ein Dilemma?
Tatsächlich sind wir im 
Begriff, den Ankauf der 
US-Staatsanleihen zu redu-
zieren. Aber wir können es 
nicht auf einen Schlag ein-
stellen. Wie ich erwähnte, ist 
China ein Stabilisierer der 

Weltwirtschaft. Wenn wir schnell große 
Bestände unserer Dollarbestände absto-
ßen, führt das zu Ungleichgewichten. 
Die US-Wirtschaft hängt stark von der 
Entwicklung in China ab. Die Löhne 
der Arbeiter in den USA sind seit den 
70er Jahren gesunken. Wie könnten die 
Arbeiter ohne die billigen Arbeitskräf-
te und deshalb günstigen Produkte aus 
China überleben?

Und steigen die Löhne in China?
Ja, die Löhne steigen stark. Die transna-
tionalen Konzerne sind nur an Profiten 
interessiert. Einige von ihnen haben ihre 
Fabriken nach Vietnam, Malaysia oder 
Indien verlegt, weil sie dort billigere 
Arbeitskräfte vorfanden. Wir wollen die 
Rechte unserer Arbeiter verteidigen. Die 
US-Wirtschaft befindet sich im Nieder-

gang. China richtet seine Wirtschaft neu 
aus. Von einer Exportorientierung zu 
einem stärkeren Wachstum der Binnen-
wirtschaft. Derzeit wird viel in die Inf-
rastruktur im Landesinneren investiert, 
um die dortige Industrie zu entwickeln.

Der Westen fordert täglich, Chi-
na müsse seine Märkte mehr für 
ausländische Investoren öffnen. 
Braucht das Land mehr Kapital 
aus dem Ausland?

Tatsächlich haben wir in den vergange-
nen zehn Jahren unsere Politik gegen-
über ausländischen Investoren geändert. 
Nach den Reformen in den 1970/80er 
Jahren kamen ausländische Investoren 
ins Land. Die Regierung wollte, wie sie 
es nannte, Fortschritt durch Technologie 
und Erfahrung im Management machen. 
Schrittweise fanden wir heraus, dass die 
Technologie, die wir von den multinatio-
nalen Konzernen erhielten, veraltet war. 
China trat 2001 der Welthandelsorgani-
sation, WTO, bei und macht sich mehr 
und mehr mit den Regeln der Organi-
sation vertraut. Aber die USA wollen 
die Entwicklung Chinas behindern, etwa 
durch das von Barack Obama ratifizier-
te sogenannte Freihandelsabkommen 
TPP. Tatsächlich verfügen wir auch in 
China über sehr viel Kapital, um zu 
investieren. Wenn wir heutzutage darü-
ber reden, ausländische Investoren ein-
zuladen, bitten wir sie nicht nur hinein, 
tatsächlich suchen wir sie uns aus. Wir 
prüfen, welche Investition gut für das 
Land ist, umweltfreundlich und gut für 
die Arbeiter ist.

Welche Bedeutung kommt dem 
Finanzmarkt in der Volksrepublik 
zu? Zum Jahresbeginn 2016 stürz-
ten die Aktienkurse in Shanghai 
und Shenzhen ins Bodenlose. Wel-
che Macht haben Spekulanten in 
China?

Die Staaten des Westens fordern China 
stets auf, den Finanzmarkt zu öffnen. 
Ausländisches Kapital, heißes Geld, 
kam auf geheimen Wegen ins Land. 
Viel von diesem Geld floss in den Ak-
tienmarkt. Die Regierung versucht den 
Finanzmarkt stärker zu regulieren. Aus-

ländische Investoren wollen den chine-
sischen Finanzmarkt stören. Aber Bei-
jing verfügt über eine starke Macht, um 
den Markt zu kontrollieren. Auch weil 
es im Land große staatseigene Unter-
nehmen und Finanzinstitute gibt. Viele 
Menschen verloren bei dem Kurssturz 
ihr Vertrauen. Die Regierung versuchte, 
ihnen zu erklären, dass sie systemische 
Finanzrisiken ausschließen wollte und 
diese von westlichen Staaten herbeige-
führt worden waren; von dem US-Groß-
kapital. Heute ist der Finanzmarkt sta-
bilisiert. Auch die Finanzkrise in den 
USA 2008 hat den chinesischen Markt 
kaum beeinflusst. Auf dem 19. Parteitag 
der Kommunistischen Partei Chinas im 
Oktober vergangenen Jahres wurde ein 
stärkerer Einfluss der Partei in der Wirt-
schaft, den Medien, der Ausbildung und 
der Ideologie eingefordert, um China 
auf dem rechten Weg zu halten.

Erstmals sind chinesische Truppen 
außerhalb des Landes in Dschibuti, 
am Horn von Afrika, im Rahmen 
einer UN-Mission stationiert. 
Unter anderem soll gegen Pira-
terie vorgegangen werden, um 
Handelsrouten zu sichern. Wird 
Beijing mehr Soldaten in die Welt 
schicken?
Ich denke nicht, dass unsere Trup-

pen aus China ausgesendet wurden, um 
ökonomische Rechte in afrikanischen 
Ländern zu verteidigen. Wir haben nur 
Soldaten im Rahmen der Vereinten Na-
tionen bereitgestellt. Sie sollen den Frie-
den in der Region sichern, nicht unser 
nationales Interesse. China wird auch 
in Zukunft Truppen nicht zu solchen 
Zwecken aussenden. Wir verfügen über 
starke Streitkräfte. Wir werden uns aber 
niemals in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten einmischen. Das sind 
unsere Prinzipien. Interview: Simon Zeise

Aufbau einer neuen Gesellschaft. Arbeiter hinter chinesischer Flagge in Beijing (24. April 2013)

K
IM

 K
Y

U
N

G
-H

O
O

N
/R

E
U

T
E

R
S

Hintergrund: 
Neue  
Handelsregeln
Auf dem Weltwirtschaftsforum 

in Davos hob der Vorstandsvor-

sitzende von Siemens, Josef Kä-

ser, die globalen Machtverschie-

bungen hervor: »Die Welt spielt 

bald nach chinesischen Regeln. 

Chinas ›Gürtel und Straße‹ wird 

zur neuen WTO, ob es Ihnen ge-

fällt oder nicht«, sagte er.

Beijings »One Belt – One 

Road«-Initiative sieht den Bau 

von Infrastruktur wie Straßen 

und Zugstrecken vor und er-

streckt sich auf dem Landweg 

(Gürtel; Belt) wie zu Wasser 

(Straße; Road) über 70 Länder 

hinweg.

Die britische Premierminis-

terin Theresa May weigerte sich 

bei ihrem Staatsbesuch in Bei-

jing in der vergangenen Woche, 

die »Gürtel und Straße«-Initia-

tive offiziell zu unterstützen. Im 

US-Kongress wurde vergangene 

Woche eine Studie vorgestellt, 

nach der in den bisherigen Bau-

projekten entlang der Seiden-

straße, die meist von China 

finanziert werden, knapp 90 

Prozent der Aufträge an chine-

sische Unternehmen vergeben 

werden, berichtete die FAZ am 

2. Februar.

So wie Großbritannien und 

die Vereinigten Staaten wolle 

auch Frankreich die Initiative 

nicht unterstützen. Der deut-

sche Außenminister Sigmar 

Gabriel (SPD) hatte im August 

vergangenen Jahres gewarnt, 

»wenn es uns nicht gelingt, eine 

eigene Strategie mit Blick auf 

China zu entwickeln, dann wird 

es China gelingen, Europa zu 

spalten.«

Sollten entlang der »Neuen 

Seidenstraße« künftig Streitig-

keiten unter Handelspartnern 

auftreten, soll ein interna-

tionaler Gerichtshof diese 

klären – genau wie in der Welt-

handelsorganisation (WTO), die 

Siemens-Boss Käser als Teil des 

US-amerikanischen Zeitalters 

ansieht, das bald vorbei sein 

könnte, heißt es in der FAZ. »Das 

Seidenstraßen-Gericht soll laut 

Informationen des Shanghaier 

Finanznachrichtenportals Yicai 

seinen Sitz in Beijing haben, mit 

Zweigstellen in Chinas südlicher 

Handelsmetropole Shenzhen 

und in der alten Kaiserstadt 

Xi’an.« Eine eigene Seiden-

straßenbank hat China bereits 

gegründet: die Asiatische Infra-

struktur- und Entwicklungsbank 

(AIIB), die vor allem von China 

getragen wird und ihren Sitz 

ebenfalls in Beijing hat. Dort 

wolle auch Chinas Handelskam-

mer nun ein Gremium gründen, 

das künftig Handelsstreitigkei-

ten schlichten soll, heißt es in 

der FAZ. Das von den USA und 

der EU geprägte WTO-Recht sei 

nicht mehr zeitgemäß, zitiert das 

Blatt aus einem Schreiben der 

chinesischen Handelskammer.

In der EU haben Ungarn, 

Tschechien und Rumänien eine 

Vereinbarung über die »Neue 

Seidenstraße« unterzeichnet. 

»Ob die britische Premiermi-

nisterin May bei einer weiteren 

Isolation Großbritanniens nach 

dem Brexit ihren Widerstand 

gegen die Seidenstraße bei-

behält, ist noch nicht ausge-

macht«, meint die FAZ.  (sz)

Ding Xiaoqin ist Pro-
fessor an der Shang-
hai University of Fi-

nance and Economics 
sowie Generalsekretär 
der World Association 
for Political Economy

Auf der XXIII. Ro-
sa-Luxemburg-Konfe-
renz referierte er über 
die chinesisch-afrika-
nischen Handelsbe-

ziehungen

C
H

R
IS

T
IA

N
 M

A
N

G

Beiträge der Referentinnen und Referenten 
sowie die Podiumsdiskussion zum Ansehen:

   www.rosa-luxemburg-konferenz.de   

Die XXIII. Internationale Rosa-
Luxemburg-Konferenz im Stream
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Die Welt des »Siko«-Chefs

Das Versprechen

Am Wettrüsten sind laut Wolfgang Ischinger nichtwestliche Staaten schuld – und über 
die Zukunft Syriens redet man zuletzt mit dessen Bewohnern. Von Claudia Wangerin

NSU-Prozess  Witwe von Theodoros Boulgarides prangert in Plädoyer lückenhafte Aufklärung an

Die 54. »Münchner Sicherheits-
konferenz«, auch bekannt als 
»Siko«, beginnt erst in einer 

Woche, da hat deren Vorsitzender Wolf-
gang Ischinger schon mal in Berlin klar-
gestellt, was er von der neuen Bundesre-
gierung erwartet. Im Koalitionsvertrag 
der Unionsparteien und der SPD, deren 
Basis formal noch bei einem Mitglie-
derentscheid zustimmen muss, fehlt 
dem ehemaligen Spitzendiplomaten ein 
klares Bekenntnis zum Zwei-Prozent-
Aufrüstungsziel der NATO. »Ich hätte 
es persönlich gut gefunden, wenn die 
Bundesrepublik Deutschland sich ohne 
Wenn und Aber zu den von ihr selbst 
mitbeschlossenen Zielen von Wales und 
Warschau bekannt hätte und das auch so 
ausbuchstabiert hätte«, sagte Ischinger 
am Donnerstag in den Räumen der Bun-
despressekonferenz. Das 2014 in Wales 
beschlossene Ziel sieht eine Anhebung 
der Verteidigungsausgaben in Richtung 
zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
bis 2024 vor. Deutschland liegt zur Zeit 
bei 1,2 Prozent.

In einem neuen Rüstungswettlauf sei-
en »wir«  – gemeint sind die EU und 
»der Westen«  – bereits »mittendrin«. 
Schuld sind aus Ischingers Sicht natür-
lich andere Staaten. Er sprach generell 
von Asien und explizit von China sowie 
von Russland und mehreren Ländern 
des Nahen und Mittleren Ostens. Aller-
dings, so rühmte sich Ischinger, seien 
fast alle Kontrahenten im Nahen und 
Mittleren Osten auf der Konferenz am 
17. Februar vertreten. Vom israelischen 
Premier Benjamin Netanjahu über Ver-
treter des saudischen Königshauses bis 
zum Emir von Katar. Es sei nicht ganz 
einfach gewesen »den roten Teppich so 
auszurollen«, dass der Emir selbst und 
nicht nur sein Außenminister käme, so 
Ischinger.

Die amtierende deutsche Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) werde mit ihrer französischen 
Amtskollegin die Tagung eröffnen  – 

erstmals täten dies zwei Frauen. Au-
ßerdem werde der angehende Außen-
minister Martin Schulz (SPD) erwartet. 
Zwölf bis 13 US-Senatoren hätten sich 
angekündigt – nirgendwo außerhalb der 
USA sei sonst eine solche Ansammlung 
möglich – aber auch Russlands Außen-
minister Sergej Lawrow und die Spre-
cherin des außenpolitischen Ausschus-
ses im chinesischen Volkskongress, Fu 
Ying.

Obwohl der Krieg in Syrien und die 
Zukunft des Landes eine wichtige Rolle 
spielen wird, nannte Ischinger allerdings 
weder einen Vertreter der dortigen Zen-
tralregierung noch eine Person, die für 
die selbstverwaltete »Demokratische 
Föderation Nordsyrien« – auch bekannt 
unter dem kurdischen Namen Rojava – 
sprechen kann. In deren Kanton Afrin 

ist die türkische Armee am 20. Janu-
ar mit dschihadistischen Hilfstruppen 
einmarschiert. Der Ministerpräsident 
des NATO-Partnerlandes Türkei, Binali 
Yildirim, ist nun zur Münchner Sicher-
heitskonferenz eingeladen – dies sei von 
besonderem Interesse, betonte Ischin-
ger. Die Türkei sei geostrategisch »ein 
eigentlich unverzichtbarer, möglichst en-
ger Partner«, so der Konferenzchef. Er 
hoffe, die Tagung könne dazu beitragen, 
»Schwierigkeiten und Meinungsver-
schiedenheiten« vor allem zwischen der 
türkischen Regierung und der US-Admi-
nistration beizulegen. Yildirim komme 
sicher nicht, »um Öl in die Flamme zu 
gießen«, sondern wolle um Verständ-
nis für bestimmte »türkische Sorgen« 
werben, sagte Ischinger. Er vermied es, 
die syrisch-kurdischen Volks- und Frau-

enverteidigungskräfte YPG und YPJ zu 
erwähnen, die sich im Kampf gegen die 
Terrormiliz »Islamischer Staat« (IS) mit 
den USA verbündet hatten und von der 
türkischen Regierung ebenso bekämpft 
werden wie die Arbeiterpartei Kurdi-
stans (PKK), die den gleichen Gesell-
schaftsentwurf vertritt.

Die Fahnen von YPG und YPJ als 
Zeichen der Solidarität mit Afrin will 
die Münchner Polizei bei den Protesten 
gegen die »Sicherheitskonferenz« nach 
jW-Informationen nicht dulden  – zwar 
sind die Organisationen hierzulande im 
Gegensatz zur PKK nicht verboten, aber 
eine im März 2017 erlassene Verordnung 
des Bundesinnenministeriums eröffnet 
die Möglichkeit, das Schwenken dieser 
Fahnen als Ersatzhandlung für das Zei-
gen von PKK-Symbolen zu werten.

Man soll nie aufhören zu fra-
gen«, zitierte Yvonne Boul-
garides, Witwe des 2005 in 

München ermordeten Theodoros Boul-
garides, zu Beginn ihres couragierten 
und bewegenden Plädoyers Albert Ein-
stein, als sie am Donnerstag als letzte 
Nebenklägerin im Münchner NSU-Pro-
zess zu Wort kam. Dann stellte sie sie, 
die Fragen: Hat man uns in die Täterrol-
le gedrängt, um unsere unangenehmen 
Zweifel zum Verstummen zu bringen? 
Warum wurden zahlreiche V-Personen 
und mutmaßliche NSU-Unterstützer bis 
heute nicht angemessen vernommen? 
Warum wurden trotz laufender Ermitt-
lungen immer wieder Tausende von Ak-
tenseiten geschreddert? Warum haben 
all die, die durch ihr fahrlässiges oder 
vorsätzliches Handeln diese Verbrechen 
ermöglicht haben, keine Konsequenzen 
zu befürchten?

Ihr Resümee: Die Staatsorgane 
hätten die Chance versäumt, durch 
eine umfassende Aufklärung mit 
menschenverachtenden Traditions-
linien zu brechen. Somit ähnle der 
Prozess einem nur oberflächlichen 
Hausputz, bei dem viel Schmutz un-

ter den Teppich gekehrt worden sei.
Einen großen Teil ihrer Ausführun-

gen widmete Yvonne Boulgarides, die 
von ihren beiden Töchtern begleitet 
wurde, dem Dank an ihren Anwalt Ya-
vuz Narin, dem Gericht und Bundes-
anwaltschaft entscheidende Hinweise 
zur Untermauerung der Anklageschrift 
verdankten. Narin sei bereits Monate 
vor der Aufdeckung des NSU an sie 
herangetreten und habe auf einen Zu-
sammenhang zwischen dem Kölner Na-
gelbombenanschlag von 2004 und den 
Mordserie hingewiesen, den die Ermitt-
ler damals trotz zahlreicher Hinweise 
nicht erkennen wollten. Dass sie unmit-
telbar danach Besuch von einem bayeri-
schen Ermittler bekam, der ihr riet, das 
Mandat zu revidieren, wundere sie heu-
te nicht mehr. Später seien gegen Narin 
Ermittlungen wegen Geheimnisverrats 
eingeleitet worden. »Geheimnisse, die 
dazu dienen, Verbrechen zu vertuschen, 
sind nicht schützenswert!« So Yvonne 
Boulgarides.

Sie und ihre Töchter hatten nach 
langen Überlegungen einem Gespräch 
mit dem Angeklagten Carsten S. zuge-
stimmt. Dies sei einer der schwierigsten 

Momente ihres Lebens gewesen. Sie ha-
be S. als Menschen erlebt, dem das Ge-
wissen – im Gegensatz zu den anderen 
vier Angeklagten – bereits den größten 
Teil seiner Strafe auferlegt habe.

Unter Tränen gemahnte Yvonne 
Boulgarides schließlich daran, wie gern 
ihr ermordeter Mann seine Töchter zum 
Traualtar geführt hätte und wie stolz er 
gewesen wäre, als seine Enkeltochter 
geboren wurde, um dann gefasst fortzu-
fahren, dass man die Zeit nicht zurück-
drehen könne. Jedoch sollten alle nicht 
aufhören zu fragen, bis die Wahrheit 
erkennbar sei.

Das folgende Plädoyer ihres Anwalts 
Yavuz Narin war »unvollständig«, wie 
er eingangs ankündigte. So wie der ge-
samte Prozess. Narin lobte die Integrität 
seiner Mandantinnen, die immer an die 
Unschuld ihres ermordeten Vaters und 
Ehemanns geglaubt hätten. Im Gegen-
satz dazu habe man in diesem Prozess 
Zeugen erlebt, die sich vor ihrer Ver-
antwortung wegduckten. Menschen, 
die die Verfassung schützen wollten, 
ohne den Verfassungskern begriffen zu 
haben. Feiglinge und selbsternannte 
Opfer, die sich ernsthaft einbildeten, 

für den Erhalt der »deutschen Nation« 
relevant zu sein.

Dann widerlegte Narin mit einem 
einfachen »Rechenbeispiel« die These 
vom isolierten Terrortrio: Allein bei der 
Ausspähung der Berliner Synagoge in 
der Rykestraße im Mai 2000, also Mo-
nate vor dem ersten NSU-Mord, seien 
neben Beate Zschäpe und Uwe Mundlos 
zwei weitere Personen vor Ort gewe-
sen, so die Aussage eines glaubwürdi-
gen Zeugen im NSU-Prozess. Einer der 
Begleiter sei den Standortdaten seines 
Mobiltelefons zufolge wohl Jan W., 
ein mutmaßlicher V-Mann, gewesen, 
gegen den zeitgleich eine sogenannte 
G-10-Überwachungsmaßnahme des 
sächsischen Landesamtes für Verfas-
sungsschutz lief.

An den Senat, der bis heute von den 
Verfassungsschutzbehörden belogen 
werde, appellierte Narin, klar zu be-
nennen, was der Prozess nicht habe auf-
klären können. Er sei sicher, so Narin, 
dass das Gericht ein Urteil spreche, das 
der Revision standhalten werde. »Ich 
darf an Sie appellieren: Sprechen Sie 
ein Urteil, das auch vor der Geschichte 
Bestand hat.« Christiane Mudra

Haftstrafe für 
»Altermedia«-Macher
Stuttgart. Vier Macher der seit 
zwei Jahren verbotenen Neo-
naziinternetseite »Altermedia« 
wurden am Donnerstag unter 
anderem wegen Volksverhet-
zung verurteilt. Das Oberlan-
desgericht in Stuttgart legte für 
den 29 Jahre alten Informatiker 
und mutmaßlichen Hauptver-
antwortlichen der Seite wegen 
Rädelsführerschaft in einer kri-
minellen Vereinigung ein Straf-
maß von zwei Jahren und sechs 
Monaten Gefängnis fest. Drei 
mitangeklagte ältere Frauen er-
hielten Bewährungsstrafen zwi-
schen acht Monaten und zwei 
Jahren. Bei seiner Urteilsbe-
gründung sagte der Vorsitzende 
Richter des 5. Strafsenats, Her-
bert Anderer, dass ihn die Taten 
»sprachlos« gemacht hätten. 
Die Plattform hatte über Jahre 
hinweg Hass gegen Ausländer, 
Geflüchtete und Juden geschürt 
und Nazipropaganda verbreitet. 
 (dpa/jW)

SPD plant  
Werbeoffensive
Berlin. Der Parteivorsitzende 
der SPD, Martin Schulz, und 
seine designierte Amtsnach-
folgerin Andrea Nahles wollen 
gemeinsam auf sieben Regio-
nalkonferenzen um die Zustim-
mung der SPD-Mitglieder für 
die »schwarz-rote« Koalition 
werben. Der Start wird am 17. 
Februar in Niedersachsen sein, 
der Abschluss ist für den 25. 
Februar in Bayern oder Baden-
Württemberg vorgesehen. Der 
geplante Mitgliederentscheid, 
bei dem die Parteibasis über 
den mit CDU und CSU aus-
gehandelten Koalitionsvertrag 
abstimmen soll, wird vom 20. 
Februar bis 2. März stattfinden. 
Zwei Tage später soll dann das 
Ergebnis verkündet werden.
 (dpa/jW)

CSU-Vorstand billigt 
 Koalitionsvertrag
München. Als erste der drei be-
teiligten Parteien hat die CSU 
den »schwarz-roten« Koaliti-
onsvertrag gebilligt. Der Partei-
vorstand habe in einer Sitzung 
am Donnerstag einstimmig 
dafür votiert, wie die Deutsche 
Presseagentur aus Teilnehmer-
kreisen erfahren haben will. 
Parteichef Horst Seehofer und 
weitere CSU-Spitzenpolitiker 
hatten sich zuvor bereits öffent-
lich hochzufrieden mit den Ver-
handlungsergebnissen gezeigt. 
Einen eigenen Parteitag wie 
bei der CDU oder gar eine Mit-
gliederbefragung wie bei der 
SPD wird es bei der CSU nicht 
geben.  (dpa/jW)

Ein großes Polizeiaufgebot schützt alljährlich die Konferenz im Luxushotel Bayerischer Hof (hier 2014)
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Zitat des Tages

Thomas de Maizière (CDU), 

geschäftsführender Bundesin-

nenminister, am Donnerstag 

im Interview mit der Deutschen 

Presseagentur über den Um-

gang mit suspendierten russi-

schen Olympiaathleten.

Auf jeden Fall rate 
ich zu Härte, nicht zu 

Milde.
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Verliebt ins Hochparterre Kreuzberger Notizen. Von Eike Stedefeldt

Das Desaster hätte nicht größer 
sein können: Der Krieg, den 
die USA in den 60er und 70er 

Jahren in Vietnam und angrenzenden 
Staaten Südostasiens führten, wurde 
zur größten politischen und militäri-
schen Niederlage der Supermacht im 20. 
Jahrhundert. Trotz waffentechnischer 
Überlegenheit und des Einsatzes von 
Hunderttausenden Soldaten konnte das 
kommunistisch regierte Nordvietnam 
nicht niedergerungen, der Vormarsch 
der Befreiungsbewegung im Süden nicht 
gestoppt werden. Als Präsident Richard 
Nixon schließlich unter dem Druck der 
Weltöffentlichkeit und der eigenen Be-
völkerung das US-Militär zurückzog, 
endete der Versuch, den Krieg mit ein-
heimischen Hilfstruppen weiterzufüh-
ren, nach ganz kurzer Zeit mit den Zu-
sammenbruch des Marionettenregimes 
im Süden.

Wie kam es dazu? Der italienische 
Journalist Luca Pollini meint, dass der 
Krieg nicht in erster Linie auf dem 
Schlachtfeld entschieden wurde, son-

dern in den Köpfen der beteiligten Sol-
daten. Pollini schildert im jetzt auch auf 
Deutsch vorliegenden Band »Rückkehr 
nach Vietnam« den Krieg aus der Sicht 
des US-Soldaten Marlin McDade. Die 
dem Buch zugrundeliegende Geschichte 
ist wahr. Pollini hat McDade 2016, also 
Jahrzehnte nach dem Krieg, in Vietnam 
kennengelernt und mit ihm ein längeres 
Interview geführt.

McDade stammt aus einer stock-
konservativen Kleinstadt im mittleren 
Westen der USA, Vater und Großvater 
waren hochdekorierte Veteranen der 
US-Streitkräfte. Nach Vietnam ging er 
in der Überzeugung, seinem Land zu 
dienen und das verbündete Südvietnam 
vor einer kommunistischen Invasion zu 
beschützen. Argumente von Kriegsgeg-
nern prallten an ihm ab, Pazifisten waren 

in seinen Augen Drückeberger. Mit der 
damals aufkommenden Hippiebewe-
gung konnte er nichts anfangen, fuhr 
auch nicht zum legendären Musikfes-
tival nach Woodstock, obwohl er es ge-
konnt hätte. Trotz der zahlreichen Greu-
el, die vor seinen Augen stattfanden, 
blieb er auch dann noch bei seiner Über-
zeugung, als der Krieg in Vietnam be-
reits entschieden war und die US-Trup-
pen sich auf dem Rückzug befanden. 
Erst als er verwundet in einem Lazarett 
lag, begann er unter dem Einfluss sei-
ner ihn behandelnden vietnamesischen 
Ärztin die Wirklichkeit des Landes zu 
begreifen, an dessen Zerstörung er zuvor 
mitgewirkt hatte.

Der schmale Band vermittelt den Le-
sern nicht nur zahlreiche Informationen 
über diesen aus dem öffentlichen Be-
wusstsein weitgehend entschwundenen 
Krieg und die Verbrechen der beteiligten 
US-Militärs. Es bietet auch ein gelunge-
nes Psychogramm der Soldaten, die da-
mals von ihrer Regierung verheizt wur-
den. Nicht nur ein Großteil der US-Be-
völkerung forderte schließlich ein Ende 
des Krieges. Auch immer mehr Soldaten 
konnten das, was sie taten, nicht mehr 
verarbeiten, begingen Selbstmord oder 
setzten sich selbst permanent unter Dro-
gen. In der Endphase verweigerten gan-
ze Einheiten die Einsatzbefehle.

Und Marlin McDade? Wie bei den 
meisten Vietnam-Rückkehrern hatte er 
noch lange mit dem Trauma des Krie-
ges zu kämpfen. Seine persönliche Art, 
damit fertig zu werden, bestand darin, 
nach Vietnam zurückzukehren, um sich 
an der Beseitigung von Kriegsfolgen zu 
beteiligen. So half er zum Beispiel bei 
der Räumen von Minenfeldern und der 
Entschärfung von Blindgängern. Und 
fand dabei Läuterung. Gegen Ende des 
Buches sagt er zu Pollini: »Weißt Du, 
worüber ich mich am meisten freue? 
Wenn ich nach jahrelanger Arbeit sehe, 
wie die Leute wieder auf ihre Felder 
gehen, um sie zu bestellen.«

Luca Pollini: Rückkehr nach Vietnam. 

Auf der Seite des Feindes. Aus dem 

Italienischen von Christina und Johanna 

Loquai, Zambon Verlag, Frankfurt am 

Main 2017, 126 Seiten, 15 Euro

Da staunt der Mieter und der 
Schöngeist wundert sich: 
»Denn er hatte mit Bauherrn 

zu tun, er war Senatsbaudirektor, Pro-
fessor, Leiter der Abteilung Baukunst 
in der Akademie – da fällt reichlicher 
Umgang an, da kann es Ärger setzen, 
Feindschaft sogar.« Das hatte der 
berühmte Romancier Uwe Johnson 
messerscharf erkannt und seinem Aka-
demiepräsidenten und Freund 1983 
nachgerufen: »Und dennoch habe ich 
weder in Berlin noch auswärts einen 
Menschen getroffen, der über Werner 
Düttmann ein ungutes Wort gesagt hät-
te oder ein böses. Offenbar haben alle 
an ihm etwas gefunden, das leuchtete 
ein, das war achtbar, das gefiel ihnen, 
das liebten sie, das war ihnen recht.«

Vielleicht traf Johnson nur die 
falschen Menschen – so in Berlin 
und auswärts. Wie leicht rutscht eine 
verfeinerte Künstlerseele in Kreise 
ab, die armen Leuten eher fremd 
sind. Zumal dann, wenn ein Senats-
baudirektor Düttmann ihr Mietshaus 
nicht für 91.500 Mark reparieren und 
modernisieren, sondern – samt Eigen-
tümerabfindung – für 250.000 Mark 
abreißen lässt und sie zwangsweise 
aus ihrem Kiez in ein Hochhaus am 
Stadtrand »umgesetzt« werden, das 
ein Baukünstler Düttmann für das vom 
Stadtplaner Düttmann entworfene 

Märkische Viertel konstruiert hat. Wo 
wiederum sie das erste eigene Bad und 
Klo mit dreifacher Miete büßen und 
aus der Zeitung erfahren, dass da, wo 
einst ihr preiswertes Zuhause war, ein 
Wohnblock vom Reißbrett des Büros 
Düttmann wächst – großzügig geför-
dert mit ihren Steuergroschen.

Obige Mark-Beträge entnahm der 
Spiegel vom 9. September 1968 einer 
Expertise Werner Marchs, worin der 
wahrlich aller linken Flausen unver-
dächtige Architekturprofessor am Haus 
Wassertorstraße 5 nachwies, dass »der 
flotte Abriss in den Sanierungsgebieten 
vom Standpunkt allgemeiner Wirt-
schaftlichkeit kaum zu vertreten ist«. 
Genau dafür hatte der »kleine Schinkel 
im Entwurfsamt«, als welcher Dütt-
mann vom Hochbau- Abteilungsleiter 
Robert Riedel 1959 dem Bausenator 
Rolf Schwedler als Senatsbaudirektor 
empfohlen worden war, bis 1966 die 
Weichen gestellt. »Zu ähnlichen Er-
gebnissen gelangte die West-Berliner 
Soziologin Ilse Balg in einem Gutach-
ten über Kreuzberg-Althäuser, die vom 
Senat zum Abriss verurteilt sind«, so 
der Spiegel, der zitierte: »Die Vorder-
häuser wären durch Instandsetzung 
und Neuausstattung neuwertig mit 
einer vollen Hauslebensdauer von 50 
Jahren herzurichten, und zwar für ein 
Drittel der Neubaukosten des sozialen 

Wohnungsbaus – nämlich für maximal 
6,4 Millionen Mark gegenüber mini-
mal 18,1 Millionen Mark reiner Neu-
baukosten.«

Im »Abschlussbericht der Sanierung 
Kreuzberg Kottbusser Tor« seufzten 
die Experten der Stern GmbH 1991: 
»Obwohl die Gutachter (March/Balg) 
empfahlen, die Gewerbestruktur teil-
weise zu bewahren und zu stabilisieren, 
wurde schließlich 1969 das Konzept 
von Prof. Düttmann durchgesetzt, das 
den völligen Abriss der Altbausubstanz 
vorsah«. Besagtes Gebiet »war 1963 
(…) ein dichtbebautes Arbeiterwohn-
quartier, das etwa zwischen 1850 und 
1914 erbaut wurde. Der öffentliche 
Raum bestand aus breiten Straßen und 
Alleen, Platzfolgen und zwei Kanälen 
mit Uferpromenaden – ein Verdienst 
des Verfassers des Bebauungsplans 
von 1842: Peter Joseph Lenné.«

Düttmanns Plan überlebten in den 
drei als erste »sanierten« Blöcken 
ganze sechs vor 1900 sowie zwanzig 
von 1950 bis 1963 gebaute Häuser. Der 
»autogerechten Stadt« mit quer durch 
Kreuzberg zu schlagenden Autobahn-
schneisen zuliebe starben mit dem 
Stadtbild gewachsene soziale Struktu-
ren. Als Aufruhr den Abriss stoppte, 
war Düttmann als Senatsbaudirektor 
längst a. D. – nicht aber als freier 
Architekt. Sein Faible, jahrhunderte-

alte innerstädtische Sichtachsen kon-
sequent zu verbauen, ließ ihn Fahrbah-
nen mit Häusern überbrücken: 1966 
am Mehring- und 1968 am Wasser-
torplatz. Außer der Kirche St. Agnes 
(1964–67) verdankt Kreuzberg ihm 
durchweg Wohnanlagen: Friedrichstra-
ße 211–216 (1968–71), Prinzenstraße 19 
(1971/72), Hedemannstraße (1973–75), 
Markgrafenstraße 9/10 (1976–81), 
Graefestraße 50–64 (1979–84) und 
wieder in der Prinzenstraße (1982–85).

Indes waren seine Entwürfe selbst 
nie urban, sondern schmarotzten frech 
an der Urbanität der Umgebung und 
wehrten Berlin mit Sichtbeton ab. 
Verliebt ins Hochparterre, setzte er 
die Mieter seiner an sich gut geschnit-
tenen Wohnungen dem Straßenlärm 
aus, ohne sie mit der quirligen Leben-
digkeit von Geschäften und Lokalen 
zu entschädigen. Öffnete sich doch 
mal ein Erdgeschoss zur Außenwelt, 
so statt mit heiter vorspringender 
Funktionsunterlagerung bloß ängstlich 
zurückgesetzt. Eine architektonische 
Unsitte, die außer einer Verschattung, 
die Ladeninhaber auch tagsüber zu 
Kunstlicht nötigt, ein Übel in Kauf 
nahm, das der Berliner »Piss-Ecken« 
nennt. In so eine hat der Uwe Johnson 
nie reinriechen müssen, wenn er Wer-
ner Düttmann besuchte; der Freund 
lebte im Eigenheim.

Emaille

Es gibt Journalisten, die sich 
selbst als »Mitglieder der 

Journaille« bezeichnen und 
weder wissen noch ahnen, dass 
»Journaille« eine schmähend 
gemeinte Wortschöpfung von 
Karl Kraus ist, die den Journa-
listen mit der Kanaille kreuzt. 
In einer E-Mail-Korrespondenz 
verwendete mein Korrespon-
denzpartner statt »Emails 
schreiben« das Wort »email-
lieren«; es gefiel mir sehr, man 
kann dann Sachen schreiben 
wie »Lassen Sie uns emaillie-
ren, Sire«, und dann dachte ich 
noch, dass alle, die hymnisch 
emaillieren, genau das sind: 
durchgebrannte, aber dennoch 
leuchtende Emaille, und dass 
dem nichts Schmähendes an-
haftet.

 Wiglaf Droste

Furmans Engel
Heute erscheint »Transan-

gelic Exodus«, das neue 
Album von Ezra Furman. Der 
Bostoner Einzelgänger bleibt 
eine der schillerndsten und 
interessantesten Figuren des 
alternativen Popmusikzirkus. 13 
unverortbare, höchst eklektische 
Kompositionen, die durch die 
Popgeschichte fliegen, ohne 
abzustürzen. Die Unberechen-
barkeit des 31jährigen zeigt 
sich nicht nur daran, dass er 
mittlerweile die Sonnenbrille 
gegen exaltierte Weiblichkeit 
eingetauscht hat, sondern am 
eindrucksvollsten in den Arran-
gements der Songs. Zwei Jahre 
Reifezeit hatte das vorliegende 
(Nicht-)Konzeptalbum, und nun 
strahlt es vor Melodieverliebt-
heit und Ideenreichtum. Jemand 
verliebt sich in einen Engel und 
folgt der Lichtgestalt durch die 
USA – Liebe, Gender, Religion 
in einem gebeutelten Land. 
Dieses Meisterwerk kann man 
als CD oder auch als violette LP 
erwerben.  (mas)

Ezra Furman: »Transange-

lic Exodus« (Pias Coop/Bella 

Union/Rough Trade) 

Live 15.2. Berlin, Festsaal 

Kreuzberg; 17.2. Wien, Arena 

Lieber 
erschießen
Steven Soderbergh hat schon 

öfter seinen Rückzug als 
Filmregisseur erklärt, um dann 
doch wieder aufzutauchen. »Es 
ist einfach so, es gibt Perioden, 
in denen man große Dinge 
schafft, und dann gibt es Flau-
ten«, sagte der 55jährige der 
FAZ (Donnerstag). »Ich möchte 
auf keinen Fall zu denen gehö-
ren, die einfach weitermachen, 
auch jenseits des Punktes, an 
dem sie vielleicht nicht mehr 
sehr gut sind.« Man sehe immer 
wieder Leute in der Filmbran-
che, von denen man denke, 
dass sie die Kreativität verloren 
haben. »Ich hoffe, dass ich nie 
einer dieser Menschen bin. 
Lieber würde ich auf der Straße 
erschossen werden«, sagte So-
derbergh.  (dpa/jW)

Erst im Lazarett lernte der US-Soldat Marlin McDade, wie sehr sein Land in Vietnam gewütet hatte
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Psychogramm 
der Verheizten
Ein Buch über den US-Veteran Marlin 
McDade, der in Vietnam Sühne sucht.  
Von Gerd Bedszent
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M
it dem »Brotfrieden« lösten 
die Mittelmächte des Ersten 
Weltkriegs (Deutsches Reich, 
Öster reich-Ungarn, Bulgarien 
und Osmanisches Reich) die 

Ukraine erstmals aus dem russischen Staatsver-
band. Der moderne ukrainische Staat, um den die 
Großmächte und die Nachbarländer viele Jahre 
lang buhlten, entstand. Zwar setzten sich in den 
Jahren 1921/1922 die Bolschewiki durch, doch bis 
weit in die 1920er Jahre hinein identifizierten füh-
rende westeuropäische Politiker die Ukraine als 
eine der Flanken, an denen die Sowjetunion emp-
findlich geschwächt werden könnte.

Bereits Ende des 18. Jahrhunderts waren die Ge-
biete nordöstlich des ins Schwarze Meer münden-
den Flusses Dnjestr an das russische Zarenreich 
gefallen. Katharina die Große ließ die Stadt Odessa 
gründen. Über den Hafen lief ein Großteil des 
Weizen- und Kornexports Russlands. Die  Ukraine 
diente damals als eines der wichtigsten Getreide-
anbaugebiete Europas. Nach dem Ende des Krim-
krieges (1853–1856) begannen die Industrialisie-
rung des Donezbeckens und ein langanhaltender 
wirtschaftlicher Aufschwung. In dessen Folge wur-
de das Schienennetz ausgebaut, und die Ukraine 
wurde Anfang des 20. Jahrhunderts zu einem der 
international wichtigsten landwirtschaftlichen Er-
zeugergebiete. Circa 90  Prozent des damaligen 
russischen Getreideexportes stammten von dort, 
43  Prozent der Weltproduktion an Gerste hatten 
hier ihren Ursprung.

Ziel der Eroberung
Im Deutschen Kaiserreich sahen viele ostelbische 
Junker deswegen die »südrussischen« Agrarpro-
duzenten als ihre direkten Konkurrenten an.¹ Auch 
schielte man in Berlin auf die schwarze Erde zur 
Ernährung der eigenen Bevölkerung. So wurde die 
Ukraine im von Deutschland vom Zaun gebroche-
nen Ersten Weltkrieg zu einem zentralen Erobe-
rungsziel des Deutschen Kaiserreichs. Bereits von 
Beginn des Konflikts an unterstützten hochrangige 
Politiker der Mittelmächte den exilukrainischen 
»Bund zur Befreiung der Ukraine« sowie ähnliche 
Organisationen.

Infolge der bürgerlich-demokratischen Februar-
revolution 1917 in Russland und eines zwei Monate 
später stattfindenden allukrainischen National-
kongresses gründeten Intellektuelle die Zentral-
na Rada, den Zentralrat. Vor allem die Ukraini-
sche Sozialdemokratische Arbeiterpartei und die 
Partei der Sozialrevolutionäre dominierten diese 
Versammlung. Nach Erweiterungen um Arbeiter, 
Bauern und Soldaten verabschiedete das provi-
sorische Parlament im Juni desselben Jahres eine 
Erklärung, wonach die Ukraine in einem födera-
tiv organisierten Russland autonom werden solle 
und an Friedensgesprächen teilnehmen müsse. Auf 
Einladung Berlins reisten Rada-Vertreter im De-
zember 1917 zu den Friedensverhandlungen nach 
Brest-Litowsk. Die russischen Bolschewiki, die im 
November an die Macht gelangt waren, hatten dem 
zugestimmt.

Da Russland und also auch die Ukraine sich 
offiziell weiterhin als Teil der Entente im Kriegs-
zustand mit Deutschland befanden, versuchten zu-
nächst Frankreich und Großbritannien Einfluss auf 
Kiew auszuüben. Die britische Regierung ernannte 
den Generalkonsul Seiner Majestät in Odessa zum 
»britischen Repräsentanten für die Ukraine«, und 
auch ein französischer Vertreter reiste in die Haupt-
stadt des Souveränität beanspruchenden Landes. 
Die Westalliierten offerierten der Rada Kredite 
für den Fall, dass sie weiterhin mit Deutschland 
im Krieg bleiben würde.² Die Front verlief damals 
noch durch die Westukraine – circa 350 Kilometer 
westlich von Kiew. Doch aus der Annäherung zwi-
schen der Ukraine und den Westmächten wurde 
nichts, und der britische Repräsentant musste auf-
grund der nahenden deutschen Truppen bald aus 
Kiew fliehen.

Als die Verhandlungen der Mittelmächte mit 
den russischen Bolschewiki zwischenzeitlich zu 
einem Stillstand kamen, unterzeichneten in der 
Nacht vom 9. zum 10. Februar 1918 die Vertreter 
Deutschlands, Österreich-Ungarns, Bulgariens und 
des Osmanischen Reichs mit den ukrainischen 
Abgesandten den sogenannten Brotfrieden. Die 
Rada hatte Ende Januar das Land für unabhängig 
erklärt, und Berlin war schnell bereit, dies anzu-
erkennen. Das Interesse der deutschen politischen 
und militärischen Führung an der Ukraine hatte vor 
allem wirtschaftliche Gründe: Ukrainisches Ge-

treide sollte nach Deutschland exportiert werden. 
Daher auch der Name Brotfrieden. Mit der Unter-
zeichnung des Separatfriedens von Brest-Litowsk 
wurde die Vision eines ukrainischen Staates erst-
mals Wirklichkeit. Denn der Verzicht auf weite 
Gebiete von der Ostsee bis ans Schwarze Meer und 
zum Kaukasus einschließlich der Ukraine war der 
Preis, den die Delegation um Leo Trotzki für den 
Frieden von Brest-Litowsk zahlen musste.

Doch um die Ukraine als Staat sah es im Früh-
jahr 1918 ziemlich schlecht aus. Die Rada-Regie-
rung hatte nach der Einnahme Kiews durch die 
Rote Armee die eigene Hauptstadt verloren und 
musste in das 130 Kilometer weiter westlich ge-
legene Schitomir ausweichen. Bereits im Januar 
hatten Bolschewiki am Schwarzen Meer die Sow-
jetrepublik Odessa gegründet, im Februar folgte 
die Sowjetrepublik Donezk-Kriwoi Rog im Osten 
des Landes und im März die Taurische Sowjet-
republik auf der Krim. Alle russischsprachigen 
Gebiete der Ukraine sowie Kiew standen damit 
unter der Kontrolle der Bolschewiki. Aber das 
blieb nicht so. Um von den berühmten Schwarz-
erdeböden profitieren zu können, beabsichtigte die 
deutsche Militärführung, die gesamte Ukraine zu 
besetzen. Mit deutscher Hilfe konnten die Truppen 
der Ukrainischen Volksrepublik Anfang März 1918 
Kiew wieder einnehmen. Kurz darauf zerschlugen 
die Mittelmächte auch die Sowjetrepublik Odessa, 
und Ende April 1918 besetzten deutsche Truppen 
die Krim.

Trotz des Erfolgs der deutschen Strategie zur 
Zerschlagung Russlands entwickelten sich die 

Beziehungen zwischen dem Deutschen Reich und 
der Ukraine zunächst schlecht. Die Getreideaus-
beute fiel geringer aus, als Berlin erwartet hatte. 
Außerdem führten die Mitte-links-Kräfte in der 
Rada den Achtstundentag ein, forcierten die Ent-
eignung von Großgrundbesitzern, die Verstaat-
lichung von Bodenschätzen, Wäldern, Gewässern 
und Schwerindustrie und etablierten eine staatli-
che Kontrolle der Banken. Das war definitiv nicht 
im Interesse der Deutschen. Wegen der Unzufrie-
denheit mit der ukrainischen Nationalregierung 
unterstützte das Kaiserreich daher im Mai 1918 
den Putsch des in Wiesbaden geborenen einstigen 
zaristischen Generals Pawlo Skoropadski. Auf 
diesen setzten auch die Großgrundbesitzer und 
die kleine Finanzelite des Landes. Die anvisier-
ten Sozialisierungsmaßnahmen wurden wieder 
zurückgenommen oder verhindert. Skoropadski 
ernannte sich selbst zum »Hetman« – also Kosa-
kenanführer – des Ukrainischen Staates, wie das 
Land fortan hieß.

Mit deutscher Hilfe errichtete Skoropadski 
ein monarchisches System, welches paradoxer-
weise viele Russischsprachige in Führungs-
positionen brachte. Mit dem Abbruch der Bo-
denreform machte sich der Hetman bei den 
Bauern unbeliebt, weswegen viele von ihnen 
sich fortan für die Bolschewiki aufgeschlossen 
zeigten. Unter dem neuen Staatsoberhaupt be-
gann außerdem die Phase der offenen deut-
schen Besatzung. Diese Okkupation bestand 
jedoch lediglich aus einem »dünnem Netz an 
den Bahnlinien entlang«³ und in den großen 

Städten des ukrainischen Festlandes. Die Deut-
schen schienen nur daran interessiert, das Ge-
treide sicher nach Mitteleuropa abtransportie-
ren zu können.

Die deutsche Riviera
Einen Sonderfall bei der offenen deutschen Be-
satzungspolitik stellte die Krim dar. Zwischen der 
politischen und militärischen Führung in Berlin 
bestanden unterschiedliche Ansichten über die Zu-
kunft der ukrainisch, russisch und krimtatarisch be-
siedelten Schwarzmeerhalbinsel. Einige Militärs 
bevorzugten die Errichtung einer deutschen Sied-
lerkolonie. General Max Hoffmann, der an den 
Verhandlungen in Brest-Litowsk teilgenommen 
hatte, bezeichnete die Krim als »deutsche Rivie-
ra«.⁴ Doch die Politik bremste. Unter dem Schutz 
der kaiserlichen Truppen bildete sich im Juni 1918 
auf der Halbinsel eine Regierung, die – entgegen 
Wünschen aus dem Auswärtigen Amt – nicht mit 
der Ukraine zusammengehen wollte. Aufgrund des 
Abgrenzungskurses vom ukrainischen Festland 
verhängte Skoropadski eine Wirtschaftsblockade. 
Da die deutschen Besatzungsbehörden diesen Zu-
stand nicht dauerhaft tragen wollten, tauschten 
sie die Krim-Regierung kurzerhand aus. Die neue 
Regierung strebte eine Union mit der Ukraine an.

Während die ukrainischen Beziehungen zur 
Krim sich schwierig entwickelten, konnte der Kie-
wer Hetman in Südrussland an Einfluss gewinnen. 
Mit der Volksrepublik Kuban östlich des Asow-
schen Meeres ging die Ukraine eine Union mit dem 
Ziel eines gemeinsamen Staates ein. Skoropadskis 
Pläne gingen sogar noch weiter: Ihm schwebte 
eine Großukraine mit Vasallenstaaten in Bessa-
rabien (Moldau), dem Dongebiet, Astrachan und 
auf der Krim vor. Diese Hegemoniepläne passten 
den Deutschen ganz gut. Einflussreiche deutsche 
Militärs vertraten die Auffassung, dass die Ukraine 
als eine Art Brücke nach Persien, Indien und an den 
Indischen Ozean genutzt werden könne.

Diese Pläne wurden allerdings schnell von den 
Entwicklungen an anderen Fronten des Ersten 
Weltkriegs eingeholt. Ende September 1918 scher-
te Bulgarien aus dem Bündnis der Mittelmächte 
aus und schloss einen Waffenstillstand mit den 
Alliierten. Ende Oktober folgten das Osmanische 
Reich und Österreich-Ungarn. Anfang November 
unterzeichnete Staatssekretär Matthias Erzberger 
gemeinsam mit mehreren deutschen Militärs im 
nordfranzösischen Compiègne einen Waffenstill-
stand mit den Abgesandten Frankreichs und Groß-
britanniens. Der Erste Weltkrieg endete.

12 THEMA

Spielball der 
Großmächte

Der Schriftsteller Joseph Roth wusste noch, was heute viele gerne vergessen möchten: »Der ukrainische Nationalismus ist ein deutsches Patent. Die 
Deutschen haben ihn erfunden, um den russischen Staat zu zerschlagen.« Einer dieser Erfinder war der General und Diplomat Max Hoffmann, der von 
einer deutschen Siedlerkolonie auf der Krim träumte – Hoffmann in Brest-Litowsk, Anfang 1918
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Heute vor 100 Jahren schlossen Abgesandte aus Kiew 
und Vertreter der Mittelmächte den sogenannten 
Brotfrieden – die Ukraine entstand. Von David X. Noack
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Beide Seiten legten unter anderem fest, 
dass die Deutschen aus allen besetzten Ge-
bieten des früheren Zarenreiches abziehen 
und die Schwarzmeerhäfen für die Briten 
und Franzosen öffnen sollten, auch der 
Friedensvertrag von Brest-Litowsk sollte 
annulliert werden. So zogen die deutschen 
Truppen infolge des Waffenstillstands im 
Dezember 1918 ab – und mit ihnen Hetman 
Skoropadski.

Diktatur des Direktorats
Auf das Ende des monarchischen Sys-
tems unter dem früheren Zarengeneral 
folgte eine nationalistische Diktatur des 
sogenannten Direktorats. In diesem sa-
ßen zwei Sozialdemokraten, ein Sozial-
revolutionär sowie jeweils ein Vertreter 
des Bauernverbandes und der Eisenbahn-
arbeiter. Binnen kurzem setzte sich Si-
mon Petljura als der neue starke Mann 
durch. Der Mitbegründer der Ukraini-
schen Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei und Kriegsminister der ersten Ra-
da-Regierung vom Juni 1917 bis Januar 
1918 wandte sich während seiner Zeit als 
Diktator von der Sozialdemokratie ab 
und dem Nationalismus zu. Um in dem 
kriegsgeplagten Land die Autorität des 
Direktorats durchzusetzen, verließ sich 
die Regierung auf das Militär. Nach De-
kreten des Direktorats herrschten lokale 
Atamane in den verschiedenen Provinzen 
des nun wieder Ukrainische Volksrepu-
blik genannten Staates. Diese Militärs 
hatten sowohl Administrativ- als auch 
Justizaufgaben.

Die Diktatur des Direktorats traf vor 
allem im Südosten des Landes auf schar-
fen Widerstand. Im Januar 1919 konnte 
dort die sogenannte Revolutionäre auf-
ständische Armee der Ukraine ein Ge-
biet mit einer Größe von 100.000 Quad-
ratkilometer befreien. Unter der Führung 
des Anarchisten Nestor Machno versuch-
te die Bewegung eine staatenlose Gesell-
schaft, die »Freie Ukraine«, zu errichten. 
Doch infolge des anhaltenden Bürger-
krieges wurde die Machnowschtschina 
zwischen ukrainischen sowie weißen und 
roten russischen Truppen aufgerieben.

In Kiew und anderen Gebieten des vom 
Direktorat kontrollierten Territoriums kam es 
derweil zu bis dato beispiellosen antisemitischen 
Pogromen. Laut Schätzungen kamen dabei zwi-
schen 35.000 und 50.000 Menschen ums Leben. 
Als Reaktion darauf veröffentlichte Lenin eine 
Verurteilung der antisemitischen Ausschreitun-
gen. Im Juni 1919 legte der sowjetrussische Rat 
der Volkskommissare ein Programm zur Ent-
schädigung der Pogromopfer auf.

Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs und 
unter den Bedingungen des Waffenstillstands 
von Compiègne geriet die Ukraine wieder ins 
Visier der Westalliierten. Die Grundlage dafür 
schuf die Besetzung Konstantinopels durch eine 
gemeinsame Streitmacht der Alliierten. Infolge-
dessen landeten französische und griechische 
Truppen in Odessa und marschierten ins etwa 
hundert Kilometer östlich gelegene Nikolajew 
(heute Mykolajiw). Britische Truppen wieder-
um drangen in den Kaukasus vor. Die Planung 
und Umsetzung der französischen Ukraine-Ex-
pedition trug einen kolonialen Charakter.⁵ Nach 
erbittertem Widerstand der Roten Armee sowie 
grüner  – also sozialrevolutionärer  – Truppen 
zogen die Franzosen nach wenigen Monaten 
wieder ab. Lediglich die Briten versuchten wei-
terhin, die Landkarte des Schwarzmeergebietes 
neu zu zeichnen. In London hatte der liberale 
Premierminister David Lloyd George den frü-
heren Vizekönig Britisch-Indiens, Lord Cur-
zon, zum Außenminister ernannt und somit den 
Hardlinern eine gewichtigere Rolle im Kabinett 
gegeben. Bei einer Sitzung des Kriegskabinetts 
im Herbst 1919 formulierte Lloyd George das 
»ultimative Ziel« der britischen Außenpolitik: 
»Die Frage ist, wäre es im Interesse des Briti-
schen Weltreiches, ein einheitliches Russland 
zu haben  – egal ob bolschewistisch oder anti-
bolschewistisch  – oder andere Tendenzen zu 
unterstützen? Ein zusammenhängendes Russ-
land hätte den natürlichen Drang zur Ausdeh-
nung und würde das britische Weltreich und 

den Frieden in der Welt gefährden. Die andere 
Alternative wäre, gewisse unabhängige Staaten 
wie die Ukraine und vielleicht sogar Turkestan 
zu haben.«⁶

Britische Intervention
Nachdem die britische Regierung also das deutsche 
Kriegsziel der Zerschlagung Russlands und der 
Eroberung der ukrainischen Kornkammern über-
nommen hatte, folgten die ersten Personalentschei-
dungen, um diesen Kurs durchzusetzen. Außen-
minister Lord Curzon ernannte Halford Mackinder 
zum britischen Hochkommissar für Südrussland. 
Die beiden kannten sich aus Studienzeiten in Ox-
ford und hatten vor dem Krieg prominente Rollen 
in der Royal Geographical Society  – Mackinder 
als Forscher und Curzon als ihr Präsident. In die-
ser Funktion dürfte letzterer Mackinders berühm-
te Schrift über den »Geographischen Dreh- und 
Angelpunkt der Geschichte« (»The Geographical 
Pivot of History«, 1904) gelesen haben.⁷ Mackin-
der, der darin die Kontrolle des eurasischen »Herz-
landes« (»Heartland«) als Schlüssel zur weltweiten 
Dominanz beschreibt, formulierte auch Pläne für 
eine Zerstückelung des europäischen Russlands in 
viele Einzelstaaten. Im Kaukasus, im Baltikum, in 
Südrussland und auf dem Gebiet Weißrusslands 
und der Ukraine sollten neue Staaten entstehen, 
um den Zugang Moskaus zum Schwarzen Meer zu 
verhindern.

Der Geograph reiste nach Noworossijsk und 
traf sich im Hinterland der russischen Schwarz-
meerküstenstadt mit dem Anführer der russischen 
Weißen, General Anton Iwanowitsch Denikin. 
Von diesem bekam der Begründer der Geopolitik 
die Garantie für die Unabhängigkeit der »Rand-
staaten«, also auch der Ukraine. Nach London 
zurückgekehrt, musste Mackinder jedoch feststel-
len, dass seine Pläne der Balkanisierung des frü-
heren Zarenreiches selbst im britischen Kabinett 
auf wenig Gegenliebe stießen. Bildungsminister 

H. A. L.   Fisher schrieb danach in sein Tagebuch, 
dass die Idee absurd sei. Selbst Lloyd George rück-
te davon ab. General Denikins Kräfte befanden sich 
derweil auf dem Rückzug, und nach fünf Jahren 
Weltkrieg und anschließendem westalliierten Inter-
ventionskrieg in Russland zeigten sich große Teile 
der britischen Bevölkerung kriegsmüde. Im Februar 
1920 trat Mackinder zurück, im April verkündete 
Denikin seinen Rückzug und floh von der Krim 
nach Konstantinopel. Nach Denikin versuchte der 
baltendeutsche General Pjotr Wrangel, die wei-
ßen Kräfte zum Sieg im Russischen Bürgerkrieg 
zu führen. Auch er scheiterte. Im November 1920 
zogen die letzten antikommunistischen Kräfte von 
der Krim ab. Die britischen Pläne, die Ukraine von 
Russland abzuspalten, fanden ihr Ende.

Polnische Interessen
Der Konflikt um die Ukraine ging aber weiter. 
Siegreich aus dem Kampf gegen die Weißen hervor-
gegangen, kontrollierte die Rote Armee im Früh-
jahr 1920 einen Großteil des Landes. Militärisch in 
die Ecke getrieben, unterzeichnete ein Abgesandter 
des ukrainischen Direktorats in Warschau einen 
Allianzvertrag mit der polnischen Regierung. Die-
ser sah vor, dass Polen alle Gebiete westlich des 
Dnjeprs erhalten würde. Im Januar 1920 startete die 
polnische Armee daraufhin diverse Offensiven und 
nahm die Gebiete bis nach Kiew ein. Unterstützt 
wurden die polnischen Truppen von Beratergrup-
pen aus Frankreich, Großbritannien und Japan. Die 
Gegenoffensive brachte die Rote Armee jedoch bis 
kurz vor Warschau, wo die sowjetischen Streitkräfte 
allerdings geschlagen wurden. Der Krieg endete 
wenige Monate später mit dem Frieden von Riga. 
Damit kam Osteuropa nach sieben Jahren zum ers-
ten Mal zur Ruhe. Die Ukrainische SSR umfasste 
fortan große Teile der Ost-, Süd- und Zentralukrai-
ne. Hauptstadt wurde zunächst Charkow und nicht 
das lediglich 200 Kilometer von der polnischen 
Grenze entfernte Kiew. Polen wiederum verleibte 

sich die Westukraine ein, und das westlich 
gelegene Ruthenien fiel an die Tschecho-
slowakei.

Nachdem die gewaltsamen Auseinander-
setzungen beendet und die Grenzen neu ge-
zogen waren, änderte vor allem Deutschland 
seine Strategie. In Berlin setzten einfluss-
reiche Politiker und Militärs auf eine An-
näherung an die Sowjetunion, die in den 
Vertrag von Rapallo mündete. Infolge der 
Wiederaufnahme deutsch-sowjetrussischer 
Beziehungen etablierte die Weimarer Repu-
blik eine Botschaft in Moskau und ein gro-
ßes Generalkonsulat in Leningrad. Daneben 
errichteten die Deutschen im Verlauf der 
1920er Jahre sechs weitere diplomatische 
Vertretungen in der Sowjetunion  – davon 
allein drei in der Ukraine (Charkow, Kiew 
und Odessa). Auch bei den Bemühungen der 
wirtschaftlichen Durchdringung der UdSSR 
stand das Land wieder im Fokus deutscher 
Expansionsbemühungen.

Trotz der sich gut entwickelnden 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehun-
gen und der geheimen Kooperation zwi-
schen Reichswehr und Roter Armee gab es 
in der deutschen politischen Führung im-
mer wieder antisowjetische Stimmungen. 
Im Jahr 1925 beauftragte Außenminister 
Gustav Stresemann einen Mitarbeiter des 
Auswärtigen Amtes, er solle evaluieren, »ob 
in der Ukraine polenfreundliche Tendenzen 
vorhanden seien und ob eine Trennung der 
Ukraine aus dem Verband der Sowjetunion 
denkbar sei«.⁸ Eine mögliche Eingliederung 
der Ukraine in den polnischen Staatsverband 
hätte an die Allianz des Warschauer Ver-
trages anknüpfen können. Außerdem wäre 
Polen somit an einen zweiten Meereszugang 
gekommen, und Deutschland hätte Polen 
den sogenannten »Korridor« nach Königs-
berg als Konzession abringen können. Doch 
das ließ sich nicht umsetzen, und die Wei-
marer Regierung hatte Mitte der 1920er Jah-
re auch gar nicht die Mittel, um solch eine 
erneute Separation der Ukraine ins Werk zu 
setzen. Das sollte sich erst mit der Wieder-
aufrüstung der 1930er Jahre ändern.

Diaspora und Gedenken
Verschiedene ukrainische Politiker gingen 
nach der Aufteilung der Ukraine zwischen 

Polen, der Tschechoslowakei und Sowjetrussland 
ins Exil. Warschau, Prag, Wien, Berlin und Pa-
ris entwickelten sich zu Zentren der ukrainischen 
politischen Diaspora. In Frankreich beispielswei-
se ließen sich der Anarchist Machno, der frühere 
Krim-Regierungschef Solomon Krim und der Na-
tionalist Simon Petljura nieder. Letzteren erschoss 
der russischstämmige Dichter Scholom Schwartz-
bard im Mai 1926 in Paris, da seine Familie wäh-
rend der Pogrome 1919 getötet worden war. Der 
Diktator des Direktorats, Petljura, wird heute in 
Teilen der Ukraine als Held gefeiert. Im Oktober 
2017 enthüllten ukrainische Offizielle im zentral-
ukrainischen Winniza die erste Statue für den natio-
nalistischen Staatschef.
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David X. Noack schrieb an dieser Stelle zuletzt 

am 25. Oktober 2017 über den Verkauf Alaskas 

durch Russland an die USA vor 150 Jahren.
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